
Sélection d'article sur la
politique suisse

processus Revision des Bundesgesetzes über das Bundesgericht (BRG 13.075)

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Imprimer

Éditeur

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Contributions de

Bühlmann, Marc

Citations préféré

Bühlmann, Marc 2025. Sélection d'article sur la politique suisse: Revision des
Bundesgesetzes über das Bundesgericht (BRG 13.075), 2013 - 2017. Bern: Année
Politique Suisse, Institut de science politique, Université de Berne.
www.anneepolitique.swiss, téléchargé le 17.04.2025.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE I

http://www.anneepolitique.swiss


Sommaire

1Chronique générale
1Eléments du système politique
1Institutions et droits populaires

1Administration judiciare

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE II



Abréviations

RK-SR Kommission für Rechtsfragen des Ständerates
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats

CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 1



Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Administration judiciare

Anfang September legte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des
Bundesgesetzes über das Bundesgericht vor. Die auf eine Motion Janiak (sp, BL)
zurückgehende Änderung sieht vor, dass das Bundesgericht in Zukunft bei
Beschwerden gegen Entscheide des Bundesstrafgerichtes die Feststellung des
Sachverhaltes und die Beweisführung der Vorinstanz prüfen darf. Bisher war das
oberste Gericht an den vom Bundesstrafgericht festgestellten Sachverhalt gebunden. In
den Räten wurde der Entwurf im Berichtjahr noch nicht debattiert. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 05.09.2013
MARC BÜHLMANN

Der Ständerat wollte sich als Erstrat in der Wintersession 2014 nicht über die Revision
des Bundesgesetzes über das Bundesgericht beugen und beschloss auf Antrag seiner
Kommission für Rechtsfragen (RK), die Vorlage an den Bundesrat zurückzuweisen. Zwar
würde mit der Vorlage eine Verbesserung des Rechtsschutzes angestrebt, was im Sinne
der RK sei. Das Ziel des besseren Rechtsschutzes könne aber mit einer neu zu
schaffenden Berufungsinstanz noch besser verfolgt werden. Weil eine solche Instanz
ebenfalls eine Änderung des Bundesgesetzes über das Bundesgericht bedingt, soll der
Bundesrat mit einer Überarbeitung des Entwurfs beauftragt werden. Bundesrätin
Simonetta Sommaruga wies zwar darauf hin, dass der vorliegende Entwurf auf eine
Motion Janiak (sp, BL) zurückgehe und eine solche Instanz dort nicht Gegenstand
gewesen sei, sie zeigte sich aber mit der Rückweisung einverstanden. Im Nationalrat
wurde das Geschäft 2014 nicht mehr behandelt. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.12.2014
MARC BÜHLMANN

In extremis - nämlich mit 92 zu 91 Stimmen bei einer Enthaltung schloss sich der
Nationalrat hinsichtlich der Revision des Bundesgesetzes über das Bundesgericht dem
Ständerat an und wies dieses in seiner Sondersession im Mai an den Bundesrat zurück.
Damit muss die Regierung einen neuen Entwurf erstellen, der auch die Frage nach einer
eigenständigen, neu zu schaffenden Berufungskammer am Bundesstrafgericht
beinhaltet. Bereits in der RK-NR war der Rückweisungsantrag - nur dieser stand hier
zur Debatte - umstritten. Die knappe Mehrheit, die für eine Verbesserung der
Rechtsstaatlichkeit argumentierte, überstimmte die Minderheit, die erfolglos
Effizienzgründe ins Feld führte: Es sei nicht zu rechtfertigen, wenn für relativ wenige
Berufungsfälle eine eigene Kammer eingerichtet werde. Die bereits bestehenden
Vorschläge des Bundesrates müssen somit mit diesem zusätzlichen Punkt erweitert und
noch einmal vorgelegt werden. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 05.05.2015
MARC BÜHLMANN

Im Juni 2016 kam der Bundesrat der Aufforderung der beiden Kammern nach und legte
eine Zusatzbotschaft zur Revision des Bundesgesetzes über das Bundesgericht vor. Die
Regierung unterbreitete zwei Vorlagen: Mit einer Änderung des
Strafbehördenorganisationsgesetzes (StBOG) soll eine Berufungskammer am
Bundesstrafgericht eingerichtet werden. Damit soll ermöglicht werden, dass Urteile von
Vorinstanzen auch inhaltlich (tatsächlich) und nicht nur rechtlich überprüft werden
können. Zudem werden mit der ersten Vorlage auch Vizepräsidien für alle Kammern des
Bundesstrafgerichtes eingeführt – eine Forderung, die auf eine 2012 überwiesene
parlamentarische Initiative (12.426) zurückging. Die zweite Vorlage umfasste
Änderungen von Verordnungen, mit denen das StBOG umgesetzt und die erste Vorlage
adaptiert werden soll. Damit folgte die Regierung dem Anliegen der Räte und
insbesondere dem Vorschlag der Präsidien von Bundesstraf- und Bundesgericht. In der
ständerätlichen Debatte hob Bundesrätin Simonetta Sommaruga hervor, dass mit der
Vorlage das gleiche Rechtsmittelsystem geschaffen werde, wie es in den Kantonen
bereits vorherrsche. Die Kantonsvertreterinnen und -vertreter hiessen die beiden
Vorlagen denn auch einstimmig und ohne Enthaltungen gut. Der ursprüngliche Entwurf
sowie die für die Gesetzesänderung verantwortliche Motion Janiak (sp, BL) (10.3138)
wurden gleichzeitig abgeschrieben. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 07.12.2016
MARC BÜHLMANN
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Die RK-NR entschloss sich mit 16 zu 9 Stimmen dem Ständerat zu folgen und empfahl,
der Schaffung einer Berufungskammer am Bundesstrafgericht sowie der Einrichtung
von Vizepräsidien in allen Kammern des Bundesstrafgerichtes zuzustimmen. Letzteres
geht auf eine parlamentarische Initiative der RK-NR selber zurück. Der Schutz der
Rechtssuchenden könne damit verstärkt werden. Eine Kommissionsminderheit
beantragte Nichteintreten. Als Spezialgericht brauche das Bundesstrafgericht keine
Berufungskammer. Mit der Einrichtung einer solchen Kammer werden bis zu zehn neue
nebenamtliche Richterinnen und Richter benötigt, was zusätzlich eine Änderung der
Richterverordnung bedingen würde. Hier äusserte ein Teil der Kommission Bedenken
wegen fehlender juristischer Unabhängigkeit, weil sich die Berufungsrichterinnen und
-richter im gleichen Gebäude befänden wie ihre erstinstanzlichen Kolleginnen und
Kollegen. 
Das Geschäft zur  Revision des Bundesgesetzes über das Bundesgericht kam in der
Frühlingssession in Form von zwei Vorlagen in den Nationalrat. Der Antrag der SVP-
Fraktion und der Kommissionsminderheit auf Nichteintreten wurde deutlich verworfen.
Die SVP wollte vergeblich geltend machen, dass es keine neue Kammer brauche, weil
heute schon die – günstigere – Lösung bestehe, einen Sachverhalt nachträglich neu
abklären zu lassen. Dafür reiche das Bundesgericht und es brauche keine zweite Instanz
im Bundesstrafgericht. Nach der Eintretensdebatte wurden beide Vorlagen in der
Gesamtabstimmung deutlich und jeweils nur mit Opposition der SVP angenommen.
Gleichzeitig schrieb die grosse Kammer die ursprüngliche, 2015 an den Bundesrat
zurückgewiesene Vorlage ab. 
Allerdings hatte die RK-NR beim neuen Bundesgesetz eine Änderung eingebaut. Sie
wollte dem Präsidium der Strafkammer die Möglichkeit verschaffen Strafverfahren, die
in der Kompetenz eines Einzelgerichts liegen, bei entsprechend erforderlichen
rechtlichen Verhältnissen an das Kollegialgericht zu übertragen. Deshalb kam das
Geschäft ein paar Tage später noch einmal zurück in den Ständerat, der diese Regelung
allerdings als überflüssig erachtete und sie ablehnte: mit der Schaffung einer
Berufungskammer sei diese Kompetenz nicht nötig. Der Nationalrat sah dies ein und
folgte der kleinen Kammer stillschweigend. 
Beide Kammern hiessen schliesslich in der Schlussabstimmung sowohl das neue
Bundesgesetz als auch die Verordnung gut. Im Ständerat standen jeweils 5 Nein-
Stimmen aus der SVP 40 Ja-Stimmen gegenüber und auch im Nationalrat stammten die
58 (Bundesgesetz) bzw. die 62 (Verordnung) ablehnenden Voten aus der SVP-Fraktion.
Sie standen freilich gegen die 137 (Gesetz) bzw. 134 (Verordnung) Ja-Stimmen auf
verlorenem Posten. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.03.2017
MARC BÜHLMANN
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